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Beschlussvorlage 

 

 
zur Behandlung im: Gemeinderat 

  

Vorberatung im: Ausschuss für Wirtschaft, Finanzen und Verwaltung,  

  

  

 

Betreff: Zukunft der Müllabfuhr in der Stadt Tübingen 

  

Bezug: Vorlage 36a/2010, Vorlage 478/2009 

Anlagen: 1 Bezeichnung: Kreistagsdrucksache Nr. 513/08/8 

 
 

Beschlussantrag:  

1. Die Vereinbarung mit dem Landkreis Tübingen vom 03.05./05.07.1994 wird über den 31.12.2012  
    hinaus fortgesetzt. Dazu wird ein Nachtrag zur Vereinbarung abgeschlossen.  

2. Der maximale Erstattungsbetrag in der Vereinbarung mit dem Kreis wird ab dem 01.01.2013 durch 

    Übernahme des Ausschreibungsergebnisses für den übrigen Landkreis ermittelt. Dazu werden die 
    Leistungspreise der Ausschreibung analog zu den Behälterzahlen, bzw. einwohnerproportional um- 

    gerechnet. Zum Ausgleich der höheren Personalkosten der Stadt nach dem TVöD im Vergleich mit  

    dem Tarifvertrag zwischen Verdi und dem BDE wird ein Ausgleichsbetrag in Höhe der halben Lohn- 
    kostendifferenz dem Maximalbetrag zugeschlagen. Dieser Betrag ergibt sich zu 50% von  

    148.690,73 €/Jahr entsprechend 74.345,37 €/Jahr. Dieser Ausgleichsbetrag wird für die Laufzeit  

    des Abfuhrvertrags im restlichen Landkreis fix vereinbart.   
 

 

 

Finanzielle Auswirkungen  Jahr:  Folgej.: 

Investitionskosten: € € € 

bei HHStelle veranschlagt: Wirtschaftsplan EBT   

Aufwand / Ertrag jährlich € ab: 2013 ca. 75.000 € 
(geschätzt) 

 

 

 

Ziel:  
Fortschreibung der Vereinbarung zwischen Landkreis und Stadt Tübingen zum Einsammeln und Trans-

port der Abfälle im Stadtgebiet Tübingen über den 31.12.2012 hinaus und Sicherung der Arbeitsplätze 

bei der kommunalen Müllabfuhr bis 2020.  
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Begründung:  
 

1. Anlass / Problemstellung 

Mit Beschluss vom 12.05.2010 hat der Kreistag entschieden, die Vereinbarung mit der Stadt 
Tübingen im Bereich Müllabfuhr prinzipiell fortzusetzen.     

Von Seiten der Stadt ist nun derselbe Beschluss analog zu fassen. 

2. Sachstand 

Die Verwaltung wurde mit Vorlage 36a/2010 beauftragt, die Rahmenbedingungen für den 

Fortbestand der kommunalen Müllabfuhr in Tübingen mit dem Landkreis zu verhandeln.  

 
Das Verhandlungsergebnis, das aus der Kreistagsdrucksache Nr. 513/08/8 hervorgeht (vgl. 

Anlage1), sieht im Einzelnen vor:  

 
1. Die bestehende Vereinbarung vom 03.05./05.07.1994 wird über den 31.12.2012 hinaus  

    fortgesetzt. Ein Nachtrag zur Vereinbarung wird abgeschlossen.  

 
2. Der bisherige maximale Erstattungsbetrag der Aufwände wird ab 01.01.2013 durch Über- 

    nahme des Ausschreibungsergebnisses für den übrigen Landreis ermittelt.  

 
3. Zum Ausgleich höherer Personalkosten erhält die Stadt vom Landkreis einen Ausgleichs- 

    betrag in Höhe der halben Lohnkostendifferenz in Höhe von 74.345,37 €/Jahr. Dieser Be- 

    trag wird für die Laufzeit des Abfuhrvertrags im restlichen Landkreis fest ver- 
    einbart.  

3. Lösungsvarianten 

keine  

4. Vorschlag der Verwaltung 

Die Verwaltung schlägt vor, dem Verhandlungsergebnis mit der Übernahme der Beschlüsse 

des Kreistages zur Fortführung (vgl. Anlage 1) zuzustimmen.   
 

Zur Begleitung des Ausschreibungsprozesses, der Gestaltung der Nachtragsvereinbarung 

und des Kostencontrollings bei der städtischen Müllabfuhr wird eine Projektgruppe eingerich-
tet, die im Rahmen der Zusammenführung von SBT und EBT die Aufgabe hat, die Kosten der 

Müllabfuhr so weit als möglich zu reduzieren.   

5. Finanzielle Auswirkungen 
Ab dem Jahr 2013 muss mit einem Defizitausgleich bei der Müllabfuhr durch den städtischen 

Haushalt gerechnet werden, falls es der Verwaltung nicht gelingen wird, den Kostennachteil 

durch die höheren Personalkosten durch organisatorische Maßnahmen bei der Abfuhr (Ände-
rung der Tourenpläne o.ä.) auszugleichen. Ein Kostenrisiko, das im Moment nicht abge-

schätzt werden kann, ist das Ergebnis der europaweiten Ausschreibung, die Basis für die 

Festlegung der neuen Abfuhrpreise sein wird.  

6. Anlagen 

Kreistagsdrucksache Nr. 513/08/8 

 
 










